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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 
§ 43 SHSG1 Berufungsverfahren 
(1) Soll eine Hochschullehrerstelle besetzt werden, überprüft das Präsidium die Auf-
gabenumschreibung und künftige Verwendung der Stelle und entscheidet nach An-
hörung des Senats und der betroffenen Fakultäten sowie nach Zustimmung durch 
den Hochschulrat über die Freigabe. 
(2) 1Hochschullehrerstellen sind öffentlich und im Regelfall international auszu-
schreiben. 2Von einer Ausschreibung kann abgesehen werden, wenn 
1. eine Juniorprofessorin/ein Juniorprofessor unter Umwandlung des bisherigen 

Beschäftigungsverhältnisses auf eine zeitlich befristete Professur oder auf eine 
Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefriste-
ten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll, 

2. eine Professorin/ein Professor auf einer zeitlich befristeten Professur unter Um-
wandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses auf eine Professur in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll, 

3. eine Professorin/ein Professor aus einem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis auf 
eine Vollzeitprofessur berufen werden soll, 

4. eine Professorin/ein Professor auf eine Stiftungsprofessur berufen werden soll, 
5. dies erforderlich ist, um eine Professorin/einen Professor, die/der ein Berufungs-

angebot von einer anderen Hochschule erhalten hat oder ein vergleichbares Be-
schäftigungsangebot nachgewiesen hat, durch das Angebot einer höherwerti-
gen Professorenstelle an der Hochschule zu halten, oder 

6. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden Förderprogramm finanziert 
wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein Bewerbungs-
verfahren sowie ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen. 

3Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft das Präsidium 
nach Anhörung des Senats. 4Von einer Ausschreibung und der Durchführung eines 
Berufungsverfahrens ist abzusehen, wenn eine Juniorprofessorin/ein Juniorprofes-
sor unter Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses auf eine Profes-
sur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäf-
tigungsverhältnis berufen werden soll und in der Ausschreibung zur Juniorprofessur 
auf die Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen worden war (Tenure 
Track). 5Die besondere wissenschaftliche Eignung, Befähigung und fachliche Leis-
tung wird in einem qualitätsgesicherten Evaluierungsverfahren unter Hinzuziehung 
externen Sachverstands festgestellt. 10Von einer Ausschreibung kann weiterhin ab-
gesehen werden, wenn in einem Ausnahmefall für die Besetzung einer Professur 
eine in besonders herausragender Weise qualifizierte Persönlichkeit zur Verfügung 
steht, an deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und der Profil-
bildung der Hochschule ein besonderes Interesse besteht; das Berufungsverfahren 
kann in diesem Fall angemessen vereinfacht werden (Fast-Track-Berufung). 11Die 
Entscheidung über den Verzicht auf die Ausschreibung trifft das Präsidium im Be-
nehmen mit der Fakultät nach Anhörung des Senats und im Einvernehmen mit dem 
Hochschulrat. 12Die herausragende Stellung und Qualifikation der Persönlichkeit 
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muss durch zwei auswärtige Fachgutachten gestützt werden. 13Das Nähere regelt 
die Hochschule durch Ordnung. 
(2a) 1Die Universität kann auf der Grundlage ihrer Hochschulentwicklungsplanung 
nach § 9 zur Profilschärfung und strategischen Weiterentwicklung einzelne Profes-
suren mit der Zusage ausschreiben, dass der Professorin/dem Professor nach einer 
höchstens sechsjährigen Bewährungsphase eine unbefristete höherwertige Profes-
sur (Tenure Track) übertragen wird. 2Die Bewährung setzt in diesen Fällen die Er-
bringung herausragender Leistungen in Forschung und Lehre voraus und wird in 
einem qualitätsgesicherten Evaluierungsverfahren unter Hinzuziehung externen 
Sachverstands festgestellt. 3Für die Dauer der Bewährungsphase wird ein Beamten-
verhältnis auf Zeit oder ein befristetes Beschäftigungsverhältnis begründet, das nach 
erfolgreicher Evaluation in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder ein unbefris-
tetes Beschäftigungsverhältnis umgewandelt wird, ohne dass es einer erneuten Aus-
schreibung bedarf oder nochmals ein Berufungsverfahren durchzuführen ist. 4Ver-
läuft die Evaluation nicht erfolgreich, kann das Dienst- oder Beschäftigungsverhält-
nis um höchstens ein Jahr verlängert werden. 5§ 42 Absatz 6 Satz 3 Nummer 2 gilt 
entsprechend. 
(3) 1In den Fakultäten oder gleichgeordneten wissenschaftlichen Einrichtungen wer-
den unter Vorsitz der Präsidentin/des Präsidenten oder einer von ihr/ihm benannten 
Vertreterin/eines von ihr/ihm benannten Vertreters Berufungskommissionen gebil-
det, die einen Berufungsvorschlag erarbeiten, zu dem der Fakultätsrat und der Senat 
Stellung nehmen. 2Die Zuständigkeit für die Bildung von Berufungskommissionen, 
die Zusammensetzung und das Verfahren sind insbesondere unter Beachtung von 
§ 15 Absatz 6 in der Grundordnung zu regeln. 3Dabei ist vorzusehen, dass mindes-
tens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder einer Berufungskommission Frauen 
sein sollen; die Hälfte davon soll der Hochschullehrergruppe angehören. 4Über Aus-
nahmen entscheidet das Präsidium nach einem in der Grundordnung geregelten 
Verfahren. 5Der Berufungskommission muss mindestens ein hochschulexternes 
sachverständiges Mitglied angehören, das von der Präsidentin/dem Präsidenten be-
nannt wird. 6Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt am Verfahren mit und hat das 
Recht, dem Vorschlag der Kommission eine Stellungnahme beizufügen. 7Ist der 
Gleichstellungsbeauftragten eine Mitwirkung nicht möglich, kann sie eine Vertreterin 
benennen. 8Im Falle der Berufung von Professorinnen und Professoren, die zu Kli-
nik- oder Institutsdirektorinnen und -direktoren des Universitätsklinikums oder zu Lei-
terinnen und Leitern von sonstigen klinischen Bereichen bestellt werden sollen, ge-
hört der Klinikumsvorstand der Berufungskommission mit beratender Stimme an. 
(4) 1Der Berufungsvorschlag soll eine Liste von drei Personen enthalten. 2Personen, 
die sich nicht beworben haben, können mit ihrem Einverständnis vorgeschlagen 
werden. 3Die persönliche Eignung und fachliche Leistung sind in dem Vorschlag ein-
gehend und vergleichend zu würdigen und die gewählte Reihenfolge ist zu begrün-
den. 4Zur fachlichen Qualifikation sind mindestens zwei auswärtige Gutachten ein-
zuholen, die in der Regel vergleichend sein sollen. 5Für die Berufung von Professo-
rinnen und Professoren, die zu Klinik- oder Institutsdirektorinnen und -direktoren des 
Universitätsklinikums oder zu Leiterinnen und Leitern von sonstigen klinischen Be-
reichen bestellt werden sollen, ist zusätzlich eine Stellungnahme des Klinikumsvor-
stands zur Eignung der/des Vorgeschlagenen für die im Universitätsklinikum zu er-
füllenden Aufgaben in der Krankenversorgung beizufügen; die Stellungnahme ist vor 
der Erstellung des Listenvorschlags durch die Berufungskommission abzugeben. 
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(5) 1Bei der Berufung auf eine Hochschullehrerstelle dürfen Mitglieder der eigenen 
Hochschule nur in begründeten Ausnahmefällen und unter der Voraussetzung, dass 
sie an einer anderen Hochschule promoviert haben oder nach der Promotion min-
destens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig wa-
ren, berücksichtigt werden, es sei denn, das Gebot der Bestenauslese nach Artikel 
33 Absatz 2 des Grundgesetzes gebietet eindeutig ihre Berufung. 2Ein kooperatives 
Promotionsverfahren an einer promotionsberechtigten Hochschule unter Beteiligung 
der berufenden Hochschule für angewandte Wissenschaften gilt nicht als Promotion 
an einer anderen Hochschule im Sinne von Satz 1. 
(6) 1Das Präsidium kann die Wahrnehmung der Aufgaben einer Hochschullehre-
rin/eines Hochschullehrers übergangsweise einer Person, die die Einstellungsvo-
raussetzungen nach § 41 oder § 42 erfüllt, übertragen. 2Die Absätze 1 bis 5 und 7 
bis 9 finden keine Anwendung. 
(7) 1Über den Vorschlag der Berufungskommission entscheidet das Präsidium nach 
Anhörung des Senats. 2Es kann mit Zustimmung des Senats und des Hochschulrats 
vom Berufungsvorschlag abweichen oder die Berufungskommission auffordern, ei-
nen neuen Vorschlag einzureichen. 
(8) 1Zur Förderung des Zusammenwirkens in Forschung und Lehre zwischen Hoch-
schulen und staatlichen oder staatlich geförderten Forschungs- und Bildungseinrich-
tungen kann ein gemeinsames Berufungsverfahren vorgesehen werden. 2Das Nä-
here regelt die Grundordnung. 3Von den allgemeinen Regelungen, die das Beru-
fungsverfahren betreffen, kann bei gemeinsamen Berufungen auf Grund einer Ver-
einbarung zwischen den Beteiligten, die der Zustimmung der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde bedarf, abgewichen werden, wenn ein quali-
tätsgeleitetes Auswahlverfahren auf andere Weise sichergestellt ist. 4Die Sätze 1 
bis 3 gelten entsprechend, wenn vorbehaltlich des jeweiligen Landesrechts oder des 
nationalen Rechts eine Professur von mehreren Hochschulen besetzt werden soll. 
(9) 1Eine gemeinsame Berufung ist auch in den Fällen möglich, in denen eine Be-
werberin/ein Bewerber auf Grund eines gemeinsamen Berufungsverfahrens in die 
mitgliedschaftsrechtliche Stellung einer Hochschullehrerin/eines Hochschullehrers 
an der Hochschule, die am Berufungsverfahren beteiligt war, berufen werden soll, 
ohne dass ein Beamten- oder Beschäftigungsverhältnis zum Land begründet wird. 
2Die Beschäftigung erfolgt in diesem Fall in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis 
zu der staatlichen oder staatlich geförderten Forschungs- und Bildungseinrichtung 
mit der Verpflichtung, mindestens zwei Semesterwochenstunden an der Hochschule 
zu lehren und dem Recht, für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses die Be-
zeichnung „Professorin“ oder „Professor“ als Berufsbezeichnung zu führen; nach ei-
ner mindestens sechsjährigen erfolgreichen Tätigkeit im Rahmen der gemeinsamen 
Berufung kann die Hochschule mit Zustimmung der Leiterin/des Leiters der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde die Berechtigung zur Weiter-
führung der Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ erteilen. 3Absatz 8 Satz 3 
gilt entsprechend. 
 
§ 36 KhG2 Berufungsverfahren 
(1) 1Bei Wiederbesetzungen prüft die Rektorin oder der Rektor, ob die Aufgabenum-
schreibung der Stelle geändert werden soll. 2Über die Wiederbesetzung entscheidet 
der Senat. 3Auf der Grundlage der Überprüfung durch die Hochschule entscheidet 
das Ministerium für Bildung und Kultur, ob die Stelle zur vorgeschlagenen Besetzung 
freigegeben wird oder nicht wieder besetzt werden soll. 
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(2) 1Die Stellen für Professorinnen und Professoren sowie für Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren sind von der Rektorin oder dem Rektor öffentlich und im Re-
gelfall international auszuschreiben. 2Die Ausschreibung muss Art und Umfang der 
zu erfüllenden Aufgaben angeben. 
(3) 1Von einer Ausschreibung gemäß Absatz 2 kann abgesehen werden, wenn 
1. eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor unter Umwandlung des bisheri-

gen Beschäftigungsverhältnisses auf eine zeitlich befristete Professur oder auf 
eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll, 

2. eine Professorin oder ein Professor auf einer zeitlich befristeten Professur unter 
Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses auf eine Professur in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll, 

3. eine Professorin oder ein Professor aus einem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis 
auf eine Vollzeitprofessur berufen werden soll oder 

4. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden Förderprogramm finanziert 
wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein Bewerbungs-
verfahren sowie ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen. 

2Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft die Rektorin oder 
der Rektor nach Anhörung des Senats. 3Von einer Ausschreibung und der Durchfüh-
rung eines Berufungsverfahrens ist abzusehen, wenn eine Juniorprofessorin oder 
ein Juniorprofessor unter Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses 
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll und in der Ausschreibung zur 
Juniorprofessur auf die Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen worden 
war (Tenure Track). 4Die besondere wissenschaftliche Eignung, Befähigung und 
fachliche Leistung wird in einem qualitätsgesicherten Evaluierungsverfahren unter 
Hinzuziehung externen Sachverstands festgestellt. 
 
§ 37 KhG Berufungsvorschläge 
(1) 1Im Senat werden unter dem Vorsitz der Rektorin oder des Rektors oder einer 
von ihr oder ihm benannten Vertreterin oder eines von ihr oder ihm benannten Ver-
treters Berufungskommissionen gebildet, in denen die Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer über die absolute Mehrheit der Stimmen verfügen. 2Die Berufungs-
kommissionen erarbeiten einen Berufungsvorschlag, zu dem der Senat Stellung 
nimmt. 3Die Zuständigkeit für die Bildung von Berufungskommissionen, die Zusam-
mensetzung und das Verfahren sind insbesondere unter Beachtung von § 14 Absatz 
1 und 2 in der Grundordnung zu regeln. 4Dabei ist vorzusehen, dass mindestens ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder einer Berufungskommission Frauen sein 
sollen; die Hälfte dieser Gruppe soll der Hochschullehrergruppe angehören; über 
Ausnahmen entscheidet das Rektorat nach einem in der Grundordnung geregelten 
Verfahren. 5Der Berufungskommission muss mindestens eine Hochschullehrerin 
oder ein Hochschullehrer einer anderen Hochschule angehören. 6Die Gleichstel-
lungsbeauftragte wirkt am Verfahren mit und hat das Recht, dem Vorschlag der Kom-
mission eine Stellungnahme beizufügen. 7Ist der Gleichstellungsbeauftragten eine 
Mitwirkung nicht möglich, kann sie eine Vertreterin benennen. 
(2) 1Für die Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern erstellt die 
Berufungskommission einen Vorschlag, der dem Ministerium für Bildung und Kultur 
vorgelegt wird. 2Der Vorschlag soll drei Namen enthalten. 3Ihm müssen eine 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

7 
 

eingehende Würdigung der fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung 
der Vorgeschlagenen, eine Begründung für die Reihenfolge und jeweils zwei Gut-
achten auswärtiger Fachleute beigefügt sein. 4Die Gruppe der Studierenden ist ins-
besondere zur Feststellung der pädagogischen Eignung der Vorzuschlagenden zu 
hören; ihre Äußerung ist der Vorschlagsliste beizufügen. 5Es können auch Personen 
vorgeschlagen werden, die sich nicht beworben haben. 6Mitglieder der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar können nur in begründeten Ausnahmefällen berücksich-
tigt werden. 
(3) 1Der Vorschlag ist spätestens ein Jahr nach dem Zeitpunkt vorzulegen, an dem 
die Hochschule von der Neuschaffung oder Freigabe der Stelle Kenntnis erhält. 2Ab-
weichungen von dieser Frist kann das Ministerium für Bildung und Kultur zulassen, 
sofern zwingende Gründe für die Verzögerung des Vorschlages bestanden haben. 
(4) 1Zur Förderung des Zusammenwirkens in Forschung, Lehre und künstlerischen 
oder gestalterischen Entwicklungsvorhaben zwischen der Hochschule und einer 
rechtsfähigen Forschungs-, Bildungs- oder Kultureinrichtung kann ein gemeinsames 
Berufungsverfahren vorgesehen werden. 2Das Nähere regelt die Grundordnung. 
 
§ 38 KhG Berufungen 
(1) 1Die Ministerin oder der Minister für Bildung und Kultur beruft die Professorinnen 
und Professoren sowie die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren. 2Sie oder 
er kann eine Berufung abweichend von der Reihenfolge des Vorschlags der Hoch-
schule der Bildenden Künste Saar vornehmen oder innerhalb einer angemessenen 
Frist einen neuen Vorschlag anfordern. 3Die Berufung einer von der Hochschule 
nicht vorgeschlagenen Person kann nach Anhörung der Hochschule erfolgen, wenn 
innerhalb der festgelegten Fristen kein Vorschlag unterbreitet worden ist oder in ei-
nem zweiten Vorschlag keine geeigneten Personen benannt sind, deren Qualifika-
tion den Anforderungen der Stelle entspricht. 
(2) Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht auf Einsicht in die Akten des 
Berufungsverfahrens, soweit sie Gutachten über die fachliche Eignung enthalten 
oder wiedergeben. 
(3) 1Bei Berufungen dürfen Zusagen über die Ausstattung des vorgesehenen Aufga-
benbereichs nur befristet im Rahmen bereitstehender Haushaltsmittel erteilt werden. 
2Die Frist soll fünf Jahre nicht überschreiten. 
(4) 1Bis zur Besetzung einer Stelle für eine Professorin oder einen Professor kann 
die Rektorin oder der Rektor übergangsweise eine Vertreterin oder einen Vertreter, 
die oder der die Einstellungsvoraussetzungen erfüllt, mit der Wahrnehmung der Auf-
gaben aus der Stelle beauftragen. 2Die Beauftragung ist dem Ministerium für Bildung 
und Kultur anzuzeigen. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur 

 
§ 42 SHSG Juniorprofessur 
(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben neben ihren sonstigen 
Dienstaufgaben die Aufgabe, sich durch die selbstständige Wahrnehmung der der 
Universität obliegenden Aufgaben in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Weiterbil-
dung für die Berufung auf eine Professur an einer Universität oder gleichgestellten 
Hochschule zu qualifizieren. 
(2) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung und 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 

qualifizierte Promotion nachgewiesen wird. 
(3) § 41 Absatz 3 und 5 findet entsprechende Anwendung. 
(4) 1Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäftigung als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin/wissenschaftlicher Mitarbeiter erfolgt ist, sollen Promotions- und Be-
schäftigungsphase zusammen nicht mehr als sechs Jahre, im Bereich der Medizin 
nicht mehr als neun Jahre betragen haben. 2Verlängerungen nach § 2 Absatz 5 
Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 bis 6 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes vom 
12. April 2007 (BGBl. I S. 506), geändert durch das Gesetz vom 11. März 2016 
(BGBl. I S. 442), bleiben hierbei außer Betracht; § 2 Absatz 3 Satz 1 des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes gilt entsprechend. 
(5) Die in Absatz 4 genannte Frist von sechs Jahren gilt insbesondere dann nicht, 
wenn in dem betreffenden Fachgebiet längere Beschäftigungszeiten als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin/wissenschaftlicher Mitarbeiter erforderlich sind, um die Ein-
stellungsvoraussetzung nach Absatz 2 Nummer 3 nachweisen zu können. 
(6) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von bis zu 
vier Jahren von der Präsidentin/dem Präsidenten zu Beamtinnen und Beamten auf 
Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorin/des Juniorprofessors 
soll auf Vorschlag des Fakultätsrats auf insgesamt sechs Jahre verlängert werden, 
wenn insbesondere eine Lehrevaluation und eine auswärtige Begutachtung der 
Leistung in der Forschung dies rechtfertigen; andernfalls kann das Dienstverhältnis 
um höchstens ein Jahr verlängert werden. 3Eine weitere Verlängerung ist nur zuläs-
sig 
1. in den Fällen des § 49 Absatz 5, 
2. auf Antrag der Beamtin/des Beamten bei Betreuung eines minderjährigen Kin-

des um bis zu ein Jahr pro betreutem Kind, insgesamt um maximal zwei Jahre, 
soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die Verlängerung notwen-
dig ist, um den nach § 41 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a erforderlichen Nach-
weis zusätzlicher wissenschaftlicher Leistungen erbringen zu können, oder 

3. wenn in den Fällen, in denen in der Ausschreibung der Juniorprofessur auf die 
Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen wurde, die besondere 
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wissenschaftliche Eignung, Befähigung und fachliche Leistung nach § 43 Ab-
satz 2 Satz 5 nicht festgestellt werden konnte, um maximal ein Jahr. 

4Eine erneute Einstellung als Juniorprofessorin/Juniorprofessor ist nicht zulässig. 
5Ein Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausgeschlossen. 6Die Uni-
versität regelt in einer Ordnung die Kriterien der Evaluation und die Ausgestaltung 
des Verfahrens nach Satz 2. 
(7) § 40 Absatz 5 und 5a findet auf Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren ent-
sprechende Anwendung. 
(8) 1Für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren kann auch ein Beschäftigungs-
verhältnis begründet werden. 2In diesem Fall gilt Absatz 6 entsprechend. 
(9) 1Die Amtsbezeichnung „Juniorprofessorin“/„Juniorprofessor“ wird für die Dauer 
des Beschäftigungsverhältnisses verliehen. 2Für den Verlust gelten die beamten-
rechtlichen Bestimmungen über die Amtsbezeichnung entsprechend. 
(10) 1Zur assoziierten Juniorprofessorin/Zum assoziierten Juniorprofessor kann die 
Präsidentin/der Präsident auf Antrag der zuständigen Fakultät Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler im Rahmen ihres Beschäftigungsverhältnisses bestellen, die in 
hochschulexternen wissenschaftlichen Einrichtungen, die aufgrund eines Koopera-
tionsvertrages dauerhaft mit der Universität zusammenarbeiten, beschäftigt sind und 
die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 2 erfüllen. 2Assoziierte Juniorprofes-
sorinnen und Juniorprofessoren halten in ihrem Fachgebiet Lehrveranstaltungen von 
mindestens zwei Semesterwochenstunden ab. 3Sie sind berechtigt, den Titel „Juni-
orprofessorin“/„Juniorprofessor“ zu führen. 4Weitere Einzelheiten zum Qualifizie-
rungsverfahren, wie Dauer und Leistungsevaluation, regelt die Universität in einer 
Ordnung. 5Absatz 9 gilt entsprechend. 
 
§ 35a KhG Juniorprofessur 
(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren gehören zur Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer und haben neben ihren sonstigen Dienstaufgaben 
die Aufgabe, sich durch die selbstständige Wahrnehmung der der Hochschule oblie-
genden Aufgaben nach § 1 für die Berufung auf eine Professur an einer Universität 
oder gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 
(2) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen: 
1. ein abgeschlossenes einschlägiges Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung und 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 
(3) 1Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäftigung als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter erfolgt ist, sollen Promotions- und 
Beschäftigungsphase zusammen nicht mehr als sechs Jahre betragen haben. 2Ver-
längerungen nach § 2 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 bis 6 des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes vom 12. April 2007 (BGBl. I S. 506), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), in der jeweils geltenden Fas-
sung, bleiben hierbei außer Betracht; § 2 Absatz 3 Satz 1 des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes gilt entsprechend. 
(4) Die in Absatz 3 genannte Frist von sechs Jahren gilt insbesondere dann nicht, 
wenn in dem betreffenden Fachgebiet längere Beschäftigungszeiten als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter erforderlich sind, um die 
Einstellungsvoraussetzung nach Absatz 2 Nummer 3 nachweisen zu können 
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(5) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von bis zu 
vier Jahren zu Beamtinnen und Beamten auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis 
der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors soll auf Vorschlag des Senats auf 
insgesamt sechs Jahre verlängert werden, wenn insbesondere eine Lehrevaluation 
und eine auswärtige Begutachtung der Leistung in der Forschung dies rechtfertigen; 
andernfalls kann das Dienstverhältnis um höchstens ein Jahr verlängert werden. 
3Eine weitere Verlängerung ist nur zulässig 
1. in den Fällen des § 30 Absatz 5, 
2. auf Antrag der Beamtin oder des Beamten bei Betreuung eines minderjährigen 

Kindes um bis zu ein Jahr pro betreutem Kind, insgesamt um maximal zwei 
Jahre, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die Verlängerung 
notwendig ist, um die nach Absatz 1 erforderliche Qualifizierung zu erreichen, 
oder 

3. wenn in den Fällen, in denen in der Ausschreibung der Juniorprofessur auf die 
Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen wurde, die besondere wissen-
schaftliche Eignung, Befähigung und fachliche Leistung nach § 36 Absatz 3 Satz 
4 nicht festgestellt werden konnte, um maximal ein Jahr. 

4Eine erneute Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor ist nicht zuläs-
sig. 5Ein Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausgeschlossen. 6Die 
Hochschule regelt in einer Ordnung die Kriterien der Evaluation und die Ausgestal-
tung des Verfahrens nach Satz 2. 
(6) § 34 Absatz 7 findet auf Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren entspre-
chende Anwendung. 
(7) 1Für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren kann auch ein Beschäftigungs-
verhältnis begründet werden. 2In diesem Fall gilt Absatz 5 entsprechend 
(8) 1Die Amtsbezeichnung „Juniorprofessorin“ oder „Juniorprofessor“ wird für die 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses verliehen. 2Für den Verlust gelten die beam-
tenrechtlichen Bestimmungen über die Amtsbezeichnung entsprechend. 

b) Professur  

 
§ 41 SHSG Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind neben 
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrung in der Lehre oder Aus-

bildung und durch die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungen in der Hochschul-
didaktik nachzuweisen ist, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 
Qualität einer Promotion nachgewiesen wird, und 

4. darüber hinaus je nach Aufgabenstellung der Hochschule und den Anforderun-
gen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen oder 
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden, die während einer mindestens fünfjähri-
gen berufspraktischen Tätigkeit, von denen mindestens drei Jahre außer-
halb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen, auf einem Ge-
biet erbracht wurden, das dem zu vertretenden Fach entspricht. 
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(2) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 1 Nummer 4 Buch-
stabe a werden in der Regel durch eine Habilitation oder im Rahmen einer Junior-
professur erbracht. 2Sie können auch im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftli-
che Mitarbeiterin/wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder einer 
hochschulexternen Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftli-
chen Tätigkeit in der Wirtschaft oder im Rahmen einer anderen gleichwertigen Tä-
tigkeit im In- oder Ausland erbracht werden. 
(3) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung bildungswis-
senschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, soll 
nur berufen werden, wer zusätzlich eine mindestens dreijährige Unterrichtspraxis 
nachweist oder sich in der Forschung mit schulpraktischen Fragen beschäftigt hat. 
(4) Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und den Absätzen 2 und 3 als Pro-
fessorin/Professor auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leis-
tungen in der Praxis und pädagogische Eignung nachweist. 
(5) 1Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben 
müssen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin/Facharzt nachweisen, soweit für 
das betreffende Fachgebiet nach Landesrecht eine entsprechende Weiterbildung 
vorgesehen ist. 2Soll ihnen die Leitung einer Klinik, eines klinischen Instituts oder 
eines sonstigen klinischen Bereichs übertragen werden, ist eine hinreichende Kennt-
nis der administrativen Zusammenhänge des Krankenhauswesens und dessen Fi-
nanzierung Voraussetzung. 
 
§ 35 KhG Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind neben 
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen: 
1. ein abgeschlossenes, in der Regel künstlerisches, gestalterisches oder ein-

schlägiges wissenschaftliches Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrungen in der Lehre oder 

Ausbildung nachgewiesen wird, 
3. darüber hinaus besondere Befähigung zu künstlerischer, gestalterischer oder 

wissenschaftlicher Arbeit. 
(2) Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von Absatz 1 eingestellt werden, wer neben den allgemeinen 
dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. hervorragende fachbezogene Leistungen in der künstlerischen oder gestalteri-

schen Praxis oder wissenschaftlicher Arbeit erbracht hat und 
2. eine pädagogische Eignung nachweist. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 
§ 42a SHSG Nachwuchsprofessur 
(1) 1Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren haben neben ihren 
sonstigen Dienstaufgaben die Aufgabe, sich für eine Professur an der Hochschule 
für angewandte Wissenschaften zu qualifizieren. 2Parallel zu ihrer Tätigkeit als Nach-
wuchsprofessorin/Nachwuchsprofessor an der Hochschule für angewandte Wissen-
schaften leisten sie eine berufspraktische Tätigkeit ab, in deren Rahmen sie die nach 
§ 41 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b für eine Professur an einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften erforderlichen besonderen Leistungen bei der Anwen-
dung oder Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden außerhalb 
des Hochschulbereichs erbringen können. 
(2) Einstellungsvoraussetzungen für Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchspro-
fessoren sind 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 

qualifizierte Promotion nachgewiesen wird, und 
4. besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden, die während einer mindestens zweijährigen berufs-
praktischen Tätigkeit auf einem Gebiet erbracht wurden, das dem zu vertreten-
den Fach entspricht. 

(3) 1Für die Tätigkeit an der Hochschule für angewandte Wissenschaften wird mit 
der Nachwuchsprofessorin/dem Nachwuchsprofessor ein Teilzeitbeschäftigungsver-
hältnis für die Dauer von bis zu drei Jahren begründet, das die Hälfte des durch-
schnittlichen Umfangs der Dienstaufgaben einer vollbeschäftigten Hochschullehre-
rin/eines vollbeschäftigten Hochschullehrers umfasst. 2Die Vergütung orientiert sich 
an der für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren geltenden Besoldungs-
gruppe im entsprechend hälftigen Umfang. 3Eine Verlängerung des Beschäftigungs-
verhältnisses ist nur entsprechend den in § 49 Absatz 5 genannten Fällen zulässig. 
4Eine erneute Einstellung als Nachwuchsprofessorin/Nachwuchsprofessor ist nicht 
zulässig. 
(4) Mit Ablauf der Hälfte der Beschäftigungsdauer findet an der Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften eine Zwischenevaluation unter Verantwortung des Fakul-
tätsrates statt, in deren Rahmen die bisherigen Leistungen der Nachwuchsprofes-
sorin/des Nachwuchsprofessors überprüft werden und eine Vereinbarung über die 
mögliche Entwicklung eines anwendungsbezogenen Forschungsschwerpunktes ge-
troffen wird. 
(5) 1Die zum Erwerb der besonderen Leistungen nach § 41 Absatz 1 Nummer 4 
Buchstabe b erforderliche berufspraktische Tätigkeit außerhalb des Hochschulbe-
reichs erfolgt im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses für die Dauer von bis zu drei 
Jahren im hälftigen Beschäftigungsumfang mit einer Einrichtung außerhalb des 
Hochschulbereichs. 2Die Hochschule für angewandte Wissenschaften soll mit der 
jeweiligen Einrichtung eine Vereinbarung schließen, die insbesondere Regelungen 
zur Arbeitszeitgestaltung, zur Sicherung der Anbindung an die Fachhochschule und 
zur Teilnahme an Qualifizierungsprogrammen enthält. 3Die Hochschule für 
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angewandte Wissenschaften leistet der außerhochschulischen Einrichtung keinen 
finanziellen Ausgleich. 
(6) 1Die Bewährung für ein Professorenamt an der Hochschule für angewandte Wis-
senschaften, insbesondere die Erbringung der besonderen Leistungen in der Be-
rufspraxis nach § 41 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b, wird in einem qualitätsgesi-
cherten Evaluierungsverfahren mit gesonderter Lehrevaluation unter Hinzuziehung 
externen Sachverstands durch den Fakultätsrat festgestellt. 2Die Nachwuchsprofes-
sorin/Der Nachwuchsprofessor kann unter Umwandlung des bisherigen Beschäfti-
gungsverhältnisses auf eine Professur an der Hochschule für angewandte Wissen-
schaften in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, soweit die dienstrechtlichen 
Voraussetzungen hierfür vorliegen, oder in einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden, ohne dass es hierfür einer Ausschreibung oder der Durch-
führung eines Berufungsverfahrens bedarf, wenn in der Ausschreibung zur Nach-
wuchsprofessur auf die Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen worden 
war (Tenure Track). 
 
§ 36 KhG Berufungsverfahren 
(1) 1Bei Wiederbesetzungen prüft die Rektorin oder der Rektor, ob die Aufgabenum-
schreibung der Stelle geändert werden soll. 2Über die Wiederbesetzung entscheidet 
der Senat. 3Auf der Grundlage der Überprüfung durch die Hochschule entscheidet 
das Ministerium für Bildung und Kultur, ob die Stelle zur vorgeschlagenen Besetzung 
freigegeben wird oder nicht wieder besetzt werden soll. 
(2) 1Die Stellen für Professorinnen und Professoren sowie für Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren sind von der Rektorin oder dem Rektor öffentlich und im Re-
gelfall international auszuschreiben. 2Die Ausschreibung muss Art und Umfang der 
zu erfüllenden Aufgaben angeben. 
(3) 1Von einer Ausschreibung gemäß Absatz 2 kann abgesehen werden, wenn 
1. eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor unter Umwandlung des bisheri-

gen Beschäftigungsverhältnisses auf eine zeitlich befristete Professur oder auf 
eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll, 

2. eine Professorin oder ein Professor auf einer zeitlich befristeten Professur unter 
Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses auf eine Professur in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll, 

3. eine Professorin oder ein Professor aus einem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis 
auf eine Vollzeitprofessur berufen werden soll oder 

4. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden Förderprogramm finanziert 
wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein Bewerbungs-
verfahren sowie ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen. 

2Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft die Rektorin oder 
der Rektor nach Anhörung des Senats. 3Von einer Ausschreibung und der Durchfüh-
rung eines Berufungsverfahrens ist abzusehen, wenn eine Juniorprofessorin oder 
ein Juniorprofessor unter Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses 
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll und in der Ausschreibung zur 
Juniorprofessur auf die Übernahme im Falle der Bewährung hingewiesen worden 
war (Tenure Track). 4Die besondere wissenschaftliche Eignung, Befähigung und 
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fachliche Leistung wird in einem qualitätsgesicherten Evaluierungsverfahren unter 
Hinzuziehung externen Sachverstands festgestellt. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 39 SHSG Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
(1) 1Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nehmen die der Hochschule jeweils 
obliegenden Aufgaben in Wissenschaft, Forschung und Lehre sowie Wissens- und 
Technologietransfer, Weiterbildung und Dienstleistung in ihren Fachgebieten selbst-
ständig wahr und wirken an der Erfüllung der übrigen Hochschulaufgaben mit. 2Zu 
ihren hauptberuflichen Dienstaufgaben gehören auch die Abnahme von Hochschul- 
und Staatsprüfungen, die Studienberatung und die Teilnahme an Eignungsfeststel-
lungs- und Auswahlverfahren der Hochschule für die Zulassung von Studierenden 
sowie auf Anforderung der für die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbe-
hörde die Erstattung wissenschaftlicher Gutachten und Sachverständigenexperti-
sen. 3Darüber hinaus übernehmen sie die Führungs- und Fürsorgeverantwortung für 
die ihnen zugeordneten Mitarbeitenden und nehmen zu Fragen der Personalführung 
nach Möglichkeit an Fort- und Weiterbildungen teil. 4Art und Umfang ihrer Dienstauf-
gaben, die unter dem Vorbehalt einer in angemessenen Abständen vorzunehmen-
den Überprüfung durch das Präsidium stehen, richten sich unter Beachtung der 
Sätze 1 bis 3 nach der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbe-
schreibung der Stelle. 5Die Tätigkeit in anderen Hochschulen oder in Einrichtungen, 
mit denen die Hochschule zur Erfüllung ihrer Aufgaben kooperiert, bedarf der Zu-
stimmung des Präsidiums. 
(2) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben zusätzlich die Aufgabe, sich 
für ein Professorenamt zu qualifizieren. 2Ihre Dienstaufgaben sind so festzulegen, 
dass ihnen hinreichend Zeit zur Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher Leistun-
gen nach § 41 Absatz 2 Satz 1 bleibt. 3Für Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren sind die Dienstaufgaben so festzulegen, dass ihnen hinreichend 
Zeit für die Entwicklung eines anwendungsbezogenen Forschungsschwerpunktes 
und die Teilnahme an Qualifizierungsprogrammen bleibt. 
(3) 1Die Präsidentin/Der Präsident kann Professorinnen und Professoren, in beson-
deren Fällen auch Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren nach positiver Zwi-
schenevaluation, auf deren Antrag nach Anhörung des Fakultätsrats und der zustän-
digen Studiendekanin/des zuständigen Studiendekans für die Dauer von in der Re-
gel einem Semester ganz oder teilweise für Forschungsvorhaben, für Aufgaben im 
Wissens- und Technologietransfer, für Entwicklungsaufgaben in Didaktik und Lehre, 
für Aufgaben in der überregionalen Wissenschaftsförderung und Wissenschaftsver-
waltung sowie für eine Tätigkeit im Wissenschaftsrat von anderen Dienstaufgaben 
freistellen. 2Entsprechendes gilt für die Wahrnehmung von praxisbezogenen Tätig-
keiten, die Dienstaufgaben sind und die für die Aufgaben in der Lehre förderlich sind. 
3Die Freistellung setzt die ordnungsgemäße Vertretung des Faches voraus. 4Neben-
tätigkeiten, die von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern während der Frei-
stellung ausgeübt werden, sind der Präsidentin/vom Präsidenten zu genehmigen. 
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(4) 1Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde regelt im Einver-
nehmen mit der für das öffentliche Dienstrecht zuständigen obersten Landesbe-
hörde und der für die Finanzen zuständigen obersten Landesbehörde in einer 
Rechtsverordnung die dienstrechtlichen Lehrverpflichtungen für die Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer. 2Dabei sind die Beanspruchungen durch sonstige 
dienstliche Aufgaben sowie der unterschiedliche Zeitaufwand für die Vorbereitung 
und die Durchführung der verschiedenen Arten von Lehrveranstaltungen zu berück-
sichtigen. 3Die Hochschule ist anzuhören. 
(5) Die Lehrverpflichtungen können auch an anderen Hochschulen zu erfüllen sein, 
wenn dies in Verträgen mit den jeweiligen Hochschulen vereinbart ist. 
 
§ 40 SHSG Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen und Professoren 
(1) 1Professorinnen und Professoren werden in einem Beamten- oder Beschäfti-
gungsverhältnis beschäftigt. 2Das Beamtenverhältnis kann auf Zeit oder auf Lebens-
zeit, das Beschäftigungsverhältnis befristet oder unbefristet begründet werden. 3Teil-
zeitprofessuren mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Aufgaben nach § 39 
sind zulässig. 
(2) Eine Beschäftigung in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder in einem befriste-
ten Beschäftigungsverhältnis (Zeitprofessur) kann erfolgen 
1. bei erstmaliger Berufung, 
2. für vorübergehend wahrzunehmende Aufgaben der Wissenschaft, Forschung 

und Lehre sowie Dienstleistungen, 
3. zur Gewinnung herausragend qualifizierter Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler, 
4. bei vollständiger oder überwiegender Deckung der Kosten aus Mitteln Dritter 

oder 
5. zur Wahrnehmung einer leitenden Funktion in einer Forschungseinrichtung au-

ßerhalb der Hochschule, die im Rahmen eines gemeinsamen Berufungsverfah-
rens besetzt wird. 

(3) 1Die Beschäftigung auf einer Zeitprofessur erfolgt für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren. 2Die Umwandlung einer Zeitprofessur in ein Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis hat zur Voraussetzung, 
dass vor Ablauf des Beamtenverhältnisses auf Zeit die Leistungen begutachtet wor-
den sind. 3Für das Verfahren gilt § 43 Absatz 4 Satz 4 und 5 entsprechend. 4Eine 
einmalige befristete Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses um bis zu fünf 
Jahre oder eine erneute Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit für höchstens 
weitere fünf Jahre ist dann zulässig, wenn die für die erstmalige Befristung maßgeb-
lichen Gründe gemäß Absatz 2 Nummer 4 und 5 fortbestehen. 5Im Übrigen gilt § 49 
Absatz 5 und 6 entsprechend. 6Professorinnen und Professoren im Beamtenverhält-
nis auf Zeit sind unbeschadet der Sätze 2 und 5 mit Ablauf ihrer Amtszeit entlassen. 
(4) 1Landesbeamtinnen und Landesbeamten, die in eine Zeitprofessur berufen wer-
den sollen, kann für diesen Zeitraum Sonderurlaub unter Fortfall der Bezüge gewährt 
werden. 2Sie sind mit Ablauf der Amtszeit oder Erreichen der Altersgrenze aus dem 
Beamtenverhältnis auf Zeit entlassen, sofern sie nicht im Anschluss an ihre Amtszeit 
erneut in dasselbe Amt für eine weitere Amtszeit berufen werden. 
(5) 1Beamtete Professorinnen und Professoren können nur mit ihrer Zustimmung 
abgeordnet oder versetzt werden. 2Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges 
Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne Zustimmung der Professorin/des 
Professors zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an der 
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sie/er tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammengeschlossen 
wird, oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie/er tätig ist, ganz oder 
teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; in diesen Fällen 
beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschulein-
richtung bei der Einstellung auf eine Anhörung. 
(5a) 1Zur Förderung des Zusammenwirkens in Forschung und Lehre mit einer staat-
lichen oder staatlich geförderten Forschungs- oder Bildungseinrichtung können Pro-
fessorinnen und Professoren auf Antrag bis zu zwölf Jahre ohne Dienstbezüge be-
urlaubt werden, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 2Die Beurlaubung 
kann auf Antrag verlängert werden. 3Für die Zeit der Beurlaubung wird das Vorliegen 
öffentlicher Belange oder dienstlicher Interessen anerkannt. 4Die Beurlaubung kann 
in einem geringeren als dem vollen Umfang gewährt werden (Teilbeurlaubung). 5Im 
Falle der Teilbeurlaubung werden die Dienstbezüge entsprechend dem Umfang der 
verbliebenen Arbeitszeit gewährt; die für die Ermittlung des Versorgungszuschlags 
nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b des Saarländischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes vom 13. Oktober 2021 (Amtsbl. I S. 2547), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 24. April 2024 (Amtsbl. I S. 362, 372), in der jeweils 
geltenden Fassung maßgeblichen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen sich 
nach dem Umfang der Beurlaubung. 
(6) 1Entpflichtete oder wegen Erreichung der Altersgrenze in den Ruhestand getre-
tene Professorinnen und Professoren können mit Zustimmung des Dekanats und 
des Präsidiums weiterhin Lehrveranstaltungen und Prüfungen abhalten sowie bei 
der Studienberatung und Auswahl der Studierenden beteiligt werden und im Rah-
men der verfügbaren Ressourcen Forschungstätigkeiten wahrnehmen; die Rechte 
der entpflichteten Professorinnen und Professoren bleiben unberührt. 2Das Präsi-
dium entscheidet nach Stellungnahme durch die Dekanin/den Dekan über die zeit-
lich befristete Bereitstellung von Räumen und Sachmitteln. 
(7) 1Die Amtsbezeichnung „Universitätsprofessorin“/„Universitätsprofessor“ wird mit 
der Übertragung der Dienstaufgaben einer Professorin/eines Professors an der Uni-
versität verliehen. 2Im Übrigen wird die Amtsbezeichnung „Professorin“/„Professor“ 
verliehen; § 42 Absatz 9 Satz 1 bleibt unberührt. 3Wer als Professorin/Professor un-
befristet beschäftigt war, darf die Amtsbezeichnung als akademischen Titel auch 
nach dem Ausscheiden aus der Hochschule weiterführen. 4Für den Verlust gelten 
die beamtenrechtlichen Bestimmungen über die Amtsbezeichnung entsprechend. 
(8) 1Bietet die Hochschule mit einer anderen Hochschule einen gemeinsamen Stu-
diengang gemäß § 58 Absatz 8 an, kann das Präsidium auf Antrag der Fakultät, der 
der Zustimmung des Senats bedarf, der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde die Bestellung einer Professorin/eines Professors der kooperieren-
den Hochschule (assoziierte Professorin/assoziierter Professor) vorschlagen. 2Die 
Voraussetzungen des § 41 gelten entsprechend. 3Die Rechte und Pflichten der as-
soziierten Professorin/des assoziierten Professors werden in einer Vereinbarung mit 
dem Präsidium festgelegt. 
(9) 1Die personellen und sächlichen Mittel, die über die Grundausstattung für For-
schung und Lehre hinaus zugesagt werden, sind auf jeweils maximal fünf Jahre zu 
befristen. 2Sie stehen unter dem Vorbehalt der Bewilligung der erforderlichen Haus-
haltsmittel durch den Landtag sowie staatlicher und hochschulinterner Maßgaben 
zur Verteilung von Stellen und Mitteln. 3Nach Ablauf der jeweiligen Befristung sind 
sie auf der Grundlage der Ergebnisse einer Leistungsevaluation, der Bestimmungen 
von geänderten Ziel- und Leistungsvereinbarungen sowie geltender Struktur- und 
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Entwicklungsplanungen zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. 4Die 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für noch bestehende unbefristete Zusagen. 
(10) 1Die Zusage zusätzlicher sächlicher Mittel nach Absatz 9 kann mit der Verpflich-
tung verbunden werden, dass die Professorin/der Professor für eine angemessene, 
im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der Hochschule bleiben wird. 2Für den Fall 
eines von der Professorin/dem Professor zu vertretenden vorzeitigen Ausscheidens 
aus der Hochschule kann eine vollständige oder teilweise Erstattung der Mittel nach 
Satz 1 vereinbart werden. 3Die Erstattung setzt voraus, dass nach dem Ausscheiden 
der Professorin/des Professors eine anderweitige Nutzung oder Verwertung dieser 
Mittel nicht oder nur mit wirtschaftlichem Verlust möglich ist. 
 
§ 49 SHSG Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 
(1) Auf die im Beamtenverhältnis beschäftigten Bediensteten finden die für Beamtin-
nen und Beamte allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt. 
(2) 1Die Vorschrift des § 119 Absatz 3 des Saarländischen Beamtengesetzes findet 
keine Anwendung. 2Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhe-
stand und die Probezeit sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nicht 
anzuwenden. 3Professorinnen und Professoren treten mit Ablauf des Semesters in 
den Ruhestand, in dem sie die Altersgrenze erreichen. 4Die Vorschriften über die 
Arbeitszeit mit Ausnahme des § 79 des Saarländischen Beamtengesetzes sind auf 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwenden. 5Erfordert jedoch der 
Aufgabenbereich einer Einrichtung der Hochschule eine regelmäßige oder planmä-
ßige Anwesenheit, so kann die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbe-
hörde im Einvernehmen mit der für das öffentliche Dienstrecht zuständigen obersten 
Landesbehörde und der für die Finanzen zuständigen obersten Landesbehörde § 78 
Absatz 1 bis 3 des Saarländischen Beamtengesetzes durch Rechtsverordnung für 
anwendbar erklären. 6Die Vorschriften über den Verlust der Bezüge wegen nicht ge-
nehmigten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind anzuwenden. 7Wird eine Be-
amtin/ein Beamter von einem anderen Dienstherrn zur Vertretungsprofessorin/zum 
Vertretungsprofessor, zur Gastwissenschaftlerin/zum Gastwissenschaftler oder zur 
Lehrbeauftragten/zum Lehrbeauftragten in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
auf Zeit berufen, ist die Beamtin/der Beamte abweichend von § 22 Absatz 2 Satz 1 
des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), geändert durch 
Artikel 15 Absatz 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), nicht ent-
lassen, wenn sie/er zur Wahrnehmung der Tätigkeit beurlaubt wird. 
(3) 1Der Erholungsurlaub der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ist durch 
die vorlesungsfreie Zeit abgegolten. 2Heilkuren sollen in der vorlesungsfreien Zeit 
genommen werden. 
(4) Zur Professorin/Zum Professor im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit soll nicht 
ernannt werden, wer das fünfundfünfzigste Lebensjahr bereits vollendet hat. 
(5) 1Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter Beamtinnen und Beamte auf Zeit sind, ist das Dienstver-
hältnis, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auf Antrag der Beamtin/des 
Beamten aus den in Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. 2Gründe für eine 
Verlängerung sind: 
1. Beurlaubung nach § 83 des Saarländischen Beamtengesetzes, 
2. Beurlaubung zur Ausübung eines mit ihrem/seinem Amt zu vereinbarenden 

Mandats nach § 31 des Abgeordnetengesetzes vom 4. Juli 1979 (Amtsbl. S. 
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656), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 23. September 2015 (Amtsbl. I S. 
712), in Anwendung des Abgeordnetengesetzes eines anderen Landes oder in 
entsprechender Anwendung des § 90 Absatz 3 des Bundesbeamtengesetzes 
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2178), 

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche Tätigkeit oder eine außerhalb des Hoch-
schulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaftliche oder berufliche 
Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

4. Grundwehr- und Zivildienst oder 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Elternzeitverordnung vom 14. Januar 

2015 (Amtsbl. I S. 134, 140), geändert durch die Verordnung vom 3. März 2016 
(Amtsbl. I S. 193), in der jeweils geltenden Fassung, oder Beschäftigungsverbot 
nach den §§ 1 bis 4 und 10 der Verordnung über den Mutterschutz für Beamtin-
nen und Richterinnen vom 14. Januar 2015 (Amtsbl. I S. 134, 142) in dem Um-
fang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist. 

3Satz 1 gilt entsprechend im Falle einer 
1. Teilzeitbeschäftigung, 
2. Ermäßigung der Arbeitszeit nach einem der in Satz 2 Nummer 2 genannten Lan-

desgesetze oder 
3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwer-

behindertenvertretung oder als Gleichstellungsbeauftragte, 
wenn die Ermäßigung der Arbeitszeit mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Ar-
beitszeit betrug. 4Eine Verlängerung darf den Umfang der Beurlaubung, der Freistel-
lung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und in den Fällen des Satzes 2 Nummer 
1 bis 3 und des Satzes 3 die Dauer von jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. 
5Mehrere Verlängerungen nach Satz 2 Nummer 1 bis 4 und Satz 3 dürfen insgesamt 
die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. 6Verlängerungen nach Satz 2 Num-
mer 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlängerungen zusammentreffen, insge-
samt vier Jahre nicht überschreiten. 7Die Sätze 5 und 6 gelten nicht für wissenschaft-
liche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
(5a) Unbeschadet des Absatzes 5 können Beamtenverhältnisse auf Zeit nach §§ 42 
Absatz 6 Satz 1 und 2 sowie 44 Absatz 6 Satz 1, 3 und 4, die zwischen dem 1. März 
2020 und dem 31. März 2021 bereits bestanden haben, auf Antrag um bis zu zwölf 
Monate verlängert werden. 
(6) Soweit für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ein befristetes Beschäfti-
gungsverhältnis begründet worden ist, gilt Absatz 5 entsprechend. 
(7) Nicht beamteten Mitgliedern des hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals, 
die zu einer öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dienenden For-
schungs- und Lehrtätigkeit beurlaubt worden sind und in Ausübung oder infolge die-
ser Tätigkeit einen Unfall erleiden, kann Unfallfürsorge entsprechend § 33 Absatz 5 
des Saarländischen Beamtenversorgungsgesetzes gewährt werden, soweit sie nicht 
anderweitigen Anspruch auf entsprechende Leistungen haben. 
 
§ 30 KhG Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften auf Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer 
(1) Auf beamtete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer finden die für Beamtin-
nen und Beamte allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt. 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

20 
 

(2) 1Die beamtenrechtlichen Vorschriften über die Laufbahnen sind nicht anzuwen-
den. 2Professorinnen und Professoren treten mit Ablauf des Semesters in den Ru-
hestand, in dem sie die Altersgrenze erreichen. 3Die Vorschriften über die Arbeitszeit 
mit Ausnahme des § 79 des Saarländischen Beamtengesetzes sind nicht anzuwen-
den. 4Erfordert jedoch der Aufgabenbereich einer Einrichtung der Hochschule eine 
regelmäßige oder planmäßige Anwesenheit, so kann das Ministerium für Bildung 
und Kultur § 78 Absatz 1 bis 3 des Saarländischen Beamtengesetzes durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport und 
dem Ministerium für Finanzen und Europa für anwendbar erklären. 5Die Vorschriften 
über den Verlust der Bezüge oder der sonstigen Leistungen des Dienstherrn wegen 
nicht genehmigten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind anzuwenden. 
(3) 1Der Erholungsurlaub ist durch die veranstaltungsfreie Zeit abgegolten. 2Heilku-
ren sollen in der veranstaltungsfreien Zeit durchgeführt werden. 3Die Erteilung von 
Urlaub für künstlerische Entwicklungsvorhaben und Forschung regelt der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport und dem Ministerium für Finanzen 
und Europa nach Anhörung der Hochschule durch Rechtsverordnung. 4Dabei ist zu 
bestimmen, ob und inwieweit die Bezüge während des Urlaubs zu belassen sind. 
(4) Zur Professorin oder zum Professor im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit soll 
nicht ernannt werden, wer das fünfundfünfzigste Lebensjahr bereits vollendet hat. 
(5) 1Soweit für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ein befristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis, ein Beamtenverhältnis auf Zeit oder ein Beamtenver-
hältnis auf Probe begründet worden ist, ist es, sofern dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen, auf Antrag der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers aus den 
in Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. 2Gründe für eine Verlängerung sind: 
1. Beurlaubung nach § 83 des Saarländischen Beamtengesetzes, 
2. Beurlaubung zur Ausübung eines mit ihrem oder seinem Amt zu vereinbarenden 

Mandats nach § 33 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Landtags des Saarlandes, in Anwendung des Abgeordnetengesetzes eines 
anderen Landes oder in entsprechender Anwendung des § 89a Absatz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes, 

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine 
außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaft-
liche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

4. Grundwehr- und Zivildienst oder 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Elternzeitverordnung oder Beschäfti-

gungsverbot nach den §§ 1 bis 3 und 7 der Verordnung über den Mutterschutz 
für Beamtinnen und Richterinnen in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit 
nicht erfolgt ist. 

3Dies gilt entsprechend im Falle einer Teilzeitbeschäftigung, einer Ermäßigung der 
Arbeitszeit nach einem der in Satz 2 Nummer 2 genannten Landesgesetze oder ei-
ner Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- und Schwerbe-
hindertenvertretung oder als Frauenbeauftragte, wenn die Ermäßigung mindestens 
ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. 4Eine Verlängerung darf den Um-
fang der Beurlaubung, der Freistellung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und in 
den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 bis 3 und des Satzes 3 die Dauer von jeweils 
zwei Jahren nicht überschreiten. 5Mehrere Verlängerungen nach Satz 2 Nummer 1 
bis 4 und Satz 3 dürfen insgesamt die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. 
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6Verlängerungen nach Satz 2 Nummer 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlän-
gerungen zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. 
(6) Nicht beamteten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und Lehrkräften 
für besondere Aufgaben, die zu einer öffentlichen Belangen oder dienstlichen Inte-
ressen dienenden Forschungs- und Lehrtätigkeit oder Tätigkeit in künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben beurlaubt worden sind und in Ausübung oder infolge dieser 
Tätigkeit einen Unfall erleiden, kann Unfallfürsorge entsprechend § 33 Absatz 5 des 
Saarländischen Beamtenversorgungsgesetzes gewährt werden, soweit sie nicht an-
derweitig Anspruch auf entsprechende Leistungen haben. 
 
§ 34 KhG Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen und Professoren 
(1) 1Die Professorinnen und Professoren werden in einem Beamtenverhältnis oder 
in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt. 2Das Beamtenverhältnis 
kann auf Probe, auf Lebenszeit und im Fall des § 35a Absatz 5 auf Zeit begründet 
werden. 
(2) 1Die Dauer des Beamtenverhältnisses auf Probe beträgt zwei Jahre. 2Erfolgt 
keine Überleitung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, sind die Professorinnen 
und Professoren mit Ablauf des Beamtenverhältnisses auf Probe zu entlassen. 
(3) 1Professorinnen oder Professoren, die nicht mindestens drei Jahre hauptberuflich 
an einer Kunsthochschule als Professorin oder Professor oder in einer vergleichba-
ren Funktion tätig waren, müssen eine Probezeit von zwei Jahren ableisten; sie kann 
in begründeten Ausnahmefällen auf ein Jahr abgekürzt werden. 2Die Probezeit kann 
im Beamtenverhältnis auf Probe oder im privatrechtlichen Dienstverhältnis abgeleis-
tet werden. 
(4) 1Das privatrechtliche Dienstverhältnis kann befristet oder unbefristet begründet 
werden. 2Die Vergütung entspricht den für beamtete Professorinnen und Professo-
ren in den jeweiligen Besoldungsgruppen geltenden Bestimmungen. 3Mit der Be-
gründung und für die Dauer des privatrechtlichen Dienstverhältnisses ist die Be-
zeichnung „Professorin an einer Kunsthochschule“ oder „Professor an einer Kunst-
hochschule“ verliehen. 4Für den Verlust der Bezeichnung gelten die beamtenrechtli-
chen Bestimmungen für die Amtsbezeichnung. 
(5) 1Für Professorinnen und Professoren ist ihre Amtsbezeichnung zugleich eine 
akademische Bezeichnung. 2Sie darf auch nach dem Eintritt in den Ruhestand ohne 
den Zusatz „außer Dienst (a.D.)“ geführt werden; auf Antrag der Hochschule kann 
das Ministerium für Bildung und Kultur die Weiterführung wegen Unwürdigkeit unter-
sagen. 
(6) 1Teilzeitprofessuren im privatrechtlichen Dienstverhältnis mit mindestens der 
Hälfte der regelmäßigen Lehrverpflichtung im Sinne der Lehrverpflichtungsverord-
nung sind zulässig. 2Über Ausnahmen entscheidet das Ministerium für Bildung und 
Kultur. 
(7) 1Beamtete Professorinnen und Professoren können nur mit ihrer Zustimmung 
abgeordnet oder versetzt werden. 2Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges 
Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne Zustimmung der Professorin oder 
des Professors zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an 
der sie oder er tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammenge-
schlossen wird, oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie oder er tätig 
ist, ganz oder teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; in 
diesen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder 
Hochschuleinrichtung bei der Einstellung auf eine Anhörung. 
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(8) Professorinnen und Professoren stehen nach dem Eintritt in den Ruhestand das 
Recht zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen, soweit dadurch die Bereitstellung des 
erforderlichen Lehrangebots nicht beeinträchtigt wird, und das Recht zur Beteiligung 
an Prüfungsverfahren zu. 
 
§ 7 BeamtStG3 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

 

b) Besoldung 

 
§ 32 SaarBBesG4 Bundesbesoldungsordnung W 
1Die Ämter der Professoren und ihre Besoldungsgruppen sind in der Bundesbesol-
dungsordnung W (Anlage II) geregelt. 2Die Grundgehaltssätze sind in der Anlage IV 
ausgewiesen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für hauptberufliche Leiter und Mitglie-
der von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professoren sind, soweit ihre 
Ämter nicht Besoldungsgruppen der Bundes- oder Landesbesoldungsordnungen A 
und B zugewiesen sind. 
 
§ 33 SaarBBesG Leistungsbezüge 
(1) 1In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßgabe der nachfol-
genden Vorschriften neben dem als Mindestbezug gewährten Grundgehalt variable 
Leistungsbezüge vergeben: 
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1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-

wuchsförderung sowie 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 

der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung. 
2Leistungsbezüge nach Satz 1 Nr. 1 und 2 können befristet oder unbefristet sowie 
als Einmalzahlung vergeben werden. 3Leistungsbezüge nach Satz 1 Nr. 3 werden 
für die Dauer der Wahrnehmung der Funktion oder Aufgabe gewährt. 
(2) 1Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen dem Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe W 3 und einem Betrag in Höhe von 117,61 vom Hundert des 
Grundgehaltes der Besoldungsgruppe B 9 übersteigen, wenn dies erforderlich ist, 
um den Professor aus dem Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu ge-
winnen oder um die Abwanderung des Professors in den Bereich außerhalb der 
deutschen Hochschulen abzuwenden. 2Leistungsbezüge dürfen den Unterschieds-
betrag zwischen dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe W 3 und einem Betrag in 
Höhe von 117,61 vom Hundert des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe B 9 ferner 
übersteigen, wenn der Professor bereits an seiner bisherigen Hochschule Leistungs-
bezüge erhält, die den Unterschiedsbetrag zwischen dem Grundgehalt der Besol-
dungsgruppe W 3 und einem Betrag in Höhe von 117,61 vom Hundert des Grund-
gehaltes der Besoldungsgruppe B 9 übersteigen und dies erforderlich ist, um den 
Professor für eine andere deutsche Hochschule zu gewinnen oder seine Abwande-
rung an eine andere deutsche Hochschule zu verhindern. 3Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für hauptberufliche Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an 
Hochschulen, die nicht Professor sind. 
(3) 1Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 sind bei Besoldungsemp-
fängern der Besoldungsgruppe W 2 bis zur Höhe von 25 vom Hundert des Grund-
gehaltes und bei Besoldungsempfängern der Besoldungsgruppe W 3 bis zur Höhe 
von 29 vom Hundert des Grundgehaltes ruhegehaltfähig, soweit sie unbefristet ge-
währt und jeweils mindestens drei Jahre bezogen worden sind; werden sie befristet 
gewährt, können sie bei wiederholter Vergabe für ruhegehaltfähig erklärt werden. 
2Für Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 gilt § 15a des Beamtenversor-
gungsgesetzes entsprechend mit der Maßgabe, dass der Betrag der Leistungsbe-
züge als Unterschiedsbetrag gilt. 3Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2 können über den Vomhundertsatz nach Satz 1 hinaus für ruhegehaltfähig er-
klärt werden. 4Treffen ruhegehaltfähige Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2 mit solchen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 zusammen, die vor Beginn des Be-
messungszeitraumes nach Satz 1 vergeben worden sind, wird nur der bei der Be-
rechnung des Ruhegehalts für den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger 
Dienstbezug berücksichtigt. 
(3a) Erfolgt eine Beurlaubung ohne Dienstbezüge aufgrund einer gemeinsamen Be-
rufung mit einer staatlichen oder staatlich geförderten Forschungs- oder Bildungs-
einrichtung oder für eine Tätigkeit an einer solchen Einrichtung, gelten von der Hoch-
schule festgesetzte Leistungsbezüge als bezogen und werden nach Maßgabe von 
Absatz 3 ruhegehaltfähig, wenn für die Dauer der Beurlaubung ein Versorgungszu-
schlag entrichtet wird. 
(4) 1Das Nähere zur Gewährung der Leistungsbezüge regelt das Landesrecht; ins-
besondere sind Bestimmungen 
1. über das Vergabeverfahren, die Zuständigkeit für die Vergabe sowie die Voraus-

setzungen und die Kriterien der Vergabe, 
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2. zur Ruhegehaltfähigkeit befristet gewährter Leistungsbezüge nach Absatz 3 
Satz 1 und zur Überschreitung des Vomhundertsatzes nach Absatz 3 Satz 3 
und 

3. über die Teilnahme von Leistungsbezügen an den regelmäßigen Besoldungsan-
passungen 

zu treffen. 2Für den Bereich der Hochschulen des Bundes regeln dies das Bundes-
ministerium der Verteidigung für seinen Bereich sowie das Bundesministerium des 
Innern im Einvernehmen mit den für die jeweiligen Fachbereiche zuständigen obers-
ten Dienstbehörden für die Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
 
§ 34 SaarBBesG Vergaberahmen 
(1) 1Der Gesamtbetrag der Leistungsbezüge (Vergaberahmen) ist in einem Land und 
beim Bund so zu bemessen, dass die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für 
die in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 eingestuften Profes-
soren den durchschnittlichen Besoldungsausgaben für diesen Personenkreis im 
Jahr 2001 (Besoldungsdurchschnitt) entsprechen. 2Der jeweils maßgebliche Besol-
dungsdurchschnitt kann durch Landesrecht sowie beim Bund durch Bundesrecht 
abweichend von Satz 1 auch auf höherem Niveau festgesetzt werden, höchstens 
jedoch auf den höchsten Besoldungsdurchschnitt in einem Land oder beim Bund. 
3Der Besoldungsdurchschnitt kann nach Maßgabe des Landesrechts sowie beim 
Bund jährlich um durchschnittlich 2 vom Hundert, insgesamt höchstens um bis zu 
10 vom Hundert überschritten werden, soweit zu diesem Zweck Haushaltsmittel be-
reitgestellt sind. 
(2) 1Der Besoldungsdurchschnitt ist für den Bereich der Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen sowie für den Bereich der Fachhochschulen getrennt zu be-
rechnen. 2Er nimmt an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen und den Anpas-
sungen des Bemessungssatzes nach § 2 Abs. 1 der Zweiten Besoldungs-Über-
gangsverordnung teil; zur Berücksichtigung der nicht an dieser Besoldungserhöhung 
teilnehmenden Besoldungsbestandteile kann ein pauschaler Abschlag vorgesehen 
werden. 3Veränderungen in der Stellenstruktur sind zu berücksichtigen. 4Verände-
rungen auf Grund von Regelungen nach § 67 können Berücksichtigung finden. 
(3) 1Besoldungsausgaben im Sinne des Absatzes 1 sind die Ausgaben für Dienstbe-
züge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und 5, für Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 in 
der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung sowie für sonstige Bezüge nach 
§ 1 Abs. 3 Nr. 2 und 4. 2Bei der Berechnung des Vergaberahmens sind 
1. die hauptberuflichen Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, 

soweit deren Ämter nicht nach § 32 Satz 3 in den Besoldungsordnungen A 
und B geregelt sind, und 

2. die Professoren sowie hauptberuflichen Leiter und Mitglieder von Leitungsgre-
mien an Hochschulen, die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis stehen 
und auf Planstellen für Beamte der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 
bis C 4 geführt werden, 

und die hierfür aufgewandten Besoldungsausgaben einzubeziehen. 3Mittel Dritter, 
die der Hochschule für die Besoldung von Professoren zur Verfügung gestellt wer-
den, sind bei der Berechnung nicht einzubeziehen. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Hochschulen, die über einen Globalhaushalt 
verfügen. 
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§ 35 SaarBBesG Forschungs- und Lehrzulage 
(1) 1Das Landesrecht kann vorsehen, dass an Professoren, die Mittel privater Dritter 
für Forschungsvorhaben oder Lehrvorhaben der Hochschule einwerben und diese 
Vorhaben durchführen, für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine 
nicht ruhegehaltfähige Zulage vergeben werden kann. 2Eine Zulage für die Durch-
führung von Lehrvorhaben darf nur vergeben werden, wenn die entsprechende 
Lehrtätigkeit des Professors nicht auf seine Regellehrverpflichtung angerechnet 
wird. 
(2) Für den Bereich der Hochschulen des Bundes können das Bundesministerium 
der Verteidigung für seinen Bereich sowie das Bundesministerium des Innern im 
Einvernehmen mit den für die jeweiligen Fachbereiche zuständigen obersten Dienst-
behörden für die Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Zahlung 
einer Zulage für Forschungsvorhaben und Lehrvorhaben nach Absatz 1 vorsehen. 
 
Anlage II Bundesbesoldungsordnung W 
 
Vorbemerkungen 
 
1. Zulagen 
(1) Für Professoren, die bei obersten Bundesbehörden oder bei obersten Gerichts-
höfen des Bundes verwendet werden, gilt die Nummer 7 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B mit der Maßgabe entsprechend, dass 
sich die Zulage in der Besoldungsgruppe W 1 nach dem Endgrundgehalt der Besol-
dungsgruppe A 13 und in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 nach dem Grund-
gehalt der Besoldungsgruppe B 3 berechnet. Bei Professoren, denen bei ihrer Ver-
wendung bei obersten Bundesbehörden oder bei obersten Gerichtshöfen des Bun-
des ein zweites Hauptamt als Beamter oder Richter übertragen worden ist, richtet 
sich die Stellenzulage nach dem zweiten Hauptamt. Die für das zweite Hauptamt 
maßgebende Besoldungsgruppe bestimmt sich nach der in Anlage IX für die Beam-
ten, Richter und Soldaten bei obersten Behörden und obersten Gerichtshöfen des 
Bundes getroffenen Regelung. 
(2) Die Länder können bestimmen, dass Professoren, die Mitglieder von Verfas-
sungsgerichtshöfen (Staatsgerichtshöfen) der Länder sind, eine Zulage erhalten. § 
42 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 
(3) Professoren der Besoldungsgruppe W 1 erhalten, wenn sie sich als Hochschul-
lehrer bewährt haben (§ 48 Abs. 1 des Hochschulrahmengesetzes in der nach dem 
23. Februar 2002 geltenden Fassung), ab dem Zeitpunkt der ersten Verlängerung 
des Beamtenverhältnisses auf Zeit eine nicht ruhegehaltfähige Zulage in Höhe von 
monatlich 260 Euro. 
 
2. Dienstbezüge für Professoren als Richter 
Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt eines Richters der Besol-
dungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, erhalten, solange sie beide Ämter bekleiden, 
die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Professor und eine nicht ruhegehaltfähige Zu-
lage. Die Zulage beträgt, wenn der Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 
ausübt, monatlich 205,54 Euro, wenn er ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 ausübt, 
monatlich 230,08 Euro. 
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3. Amtsbezeichnungen 
Weibliche Beamte führen die Amtsbezeichnung in der weiblichen Form. 
 
4. Prüfungsvergütung für Juniorprofessoren 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen werden ermächtigt, jeweils für ih-
ren Bereich für Professoren der Besoldungsgruppe W 1 durch Rechtsverordnung 
eine Vergütung zur Abgeltung zusätzlicher Belastungen zu regeln, die durch die Mit-
wirkung an Hochschul- und Staatsprüfungen entstehen; die Rechtsverordnung der 
Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
 
Besoldungsgruppe W 1 
 
Professor als Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
 
Professor an einer Fachhochschule 
 
Professor an einer Kunsthochschule 
 
Professor an einer Pädagogischen Hochschule 
 
Universitätsprofessor 
 
Präsident der … 
 
Vizepräsident der … 
 
Rektor der … 
 
Konrektor der … 
 
Prorektor der … 
 
Kanzler der … 
 
Besoldungsgruppe W 3 
 
Professor an einer Fachhochschule 
 
Professor an einer Kunsthochschule 
 
Professor an einer Pädagogischen Hochschule 
 
Universitätsprofessor 
 
Präsident der … 
 
 izepräsident der … 
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Rektor der … 
 
Konrektor der … 
 
Prorektor der … 
 
Kanzler der … 
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tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
4 Bundesbesoldungsgesetz [des Saarlandes] in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
2008, Amtsbl. S. 1755; zuletzt geändert durch Artikel 83 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021, Amtsbl. 
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